
— Die grundlegenden Prinzipien der sozialistischen 
Organisation der Arbeit stimmen in beiden Staaten 
überein. Das findet seinen Ausdruck insbesondere 
in den verfassungsmäßigen Grundrechten der Bür- 
ger/4/ und ihrer Konkretisierung für die Angehöri­
gen der Arbeiterklasse und der als Angestellte täti­
gen Intelligenz in den Grundlagen sowie im GBA./5/ 

Auf der Basis dieser prinzipiellen Gemeinsamkeiten 
ergeben sich Unterschiede in der konkreten Ausgestal­
tung des Arbeitsrechts u. a. aus folgenden Faktoren: 
der Größe des Landes, der staatsrechtlichen Struktur — 
so ist die Sowjetunion eine Vereinigung von Sowjet­
republiken, wodurch die besondere Rechtsform der 
Grundlagen der Arbeitsgesetzgebung nötig wurde, auf 
denen die in sich abgestimmte Arbeitsgesetzgebung der 
UdSSR und der Unionsrepubliken beruht/6/ —, den 
klimatischen Bedingungen einiger Gebiete der UdSSR, 
insbesondere ihrer nördlichen Territorien/7/, der histo­
rischen Entwicklung, so dem seit der Industrialisierung 
verflossenen Zeitraum, dem Ausmaß, in dem früher 
in der Landwirtschaft beschäftigte Bürger nunmehr als 
Arbeiter oder Angestellte tätig sind, dem Platz und 
der Stellung im sozialistischen Lager, der besonderen 
Konfrontation der DDR mit dem Imperialismus, der 
Deutschland gespalten hat/8/, dem jeweiligen Reservoir 
an Arbeitskräften usw.
Dieser Tatsachen eingedenk, ergibt ein Vergleich der 
Grundlagen mit dem GBA eine weitgehende Überein­
stimmung der theoretischen Konzeptionen, auf denen 
beide Kodifikationen gegründet sind. Dabei ist zu 
beachten, daß die Grundlagen noch nicht die eigent­
lichen Gesetzbücher der Arbeit der Unionsrepubliken 
verkörpern (Art. 4 der Grundlagen). Dazu betont 
I w a n o w ,  daß es an der Zeit ist, ein neues Gesetz­
buch der Arbeit der RSFSR und entsprechende Gesetz­
bücher der anderen Unionsrepubliken zu schaffen, die 
gemäß den vorliegenden Grundlagen ausgearbeitet, auf 
die neuen Bedingungen ausgerichtet und mit den son­
stigen geltenden Gesetzen abgestimmt werden müs­
sen./!)/ Für die vergleichende Betrachtung ist diese 
Tatsache deswegen wichtig, weil die Arbeitsgesetz­
bücher in dem ihnen durch die Grundlagen, insbeson­
dere deren Art. 107, gegebenen Rahmen noch weitere 
Fragen normieren werden. Deshalb sind aus den 
Grundlagen in erster Linie Rückschlüsse auf die theo­
retische Gesamtkonzeption, den entsprechenden syste­
matischen Aufbau, die inhaltliche Auffassung zu den 
in den Grundlagen geregelten Fragenkomplexen sowie 
die Wege der wirksamen Durchsetzung des Arbeits­
rechts zu ziehen. Weniger Konsequenzen ergeben sich 
dagegen für den optimalen Umfang eines Arbeits­
gesetzbuchs und seiner einzelnen Kapitel, obwohl auch 
solche nicht völlig ausgeschlossen sind. Interessant 
sind weiterhin der Grund und die Methode der Aus­
arbeitung der Grundlagen.

Schlußfolgerungen aus der Ausarbeitung 
der Grundlagen und des GBA
Bekanntlich beruhte das Arbeitsrecht der UdSSR bis 
zum Inkrafttreten der Grundlagen noch auf dem Ge-

/4/ Vgl. Art. 118 ff. der Verfassung der UdSSR und Art. 19 ff., 
insb. Art. 21 und 24 ff., der Verfassung der DDR.
/5/ Vgl. die Präambel und Art. 2 der Grundlagen sowie die 
Präambel und § 2 GBA.
/6/ Vgl. Art. 4 und 107 der Grundlagen.
/7 So bestimmt Art. 106 Ziff. 1 der Grundlagen, daß durch die 
Gesetzgebung der UdSSR und in dem von ihr bestimmten Rah­
men durch die Gesetzgebung der Unionsrepubliken Vergünsti­
gungen für Arbeiter und Angestellte, die in den Rayons des 
hohen Nordens arbeiten, festgelegt werden können.
/8/ Vgl. Präambel und Art. 8 der Verfassung der DDR sowie 
die Präambel des GBA.
/9/ S. A. Iwanow, „Die Lebenskraft der Ideen des sowjetischen 
Arbeitsrechts“, Staat und Recht 1969, Heft 3, S. 450 ff., insb. 
S. 456.

1 setzbuch der Arbeit vom Jahre 1922, das seinerzeit 
w eine gewaltige historische Errungenschaft der Sowjet- 
% macht war, aber die seitdem eingetretenen tiefgreifen­

den politischen, ökonomischen und sozialen Verände­
rungen nicht mehr widerspiegeln konnte. Hinzu kam, 
daß Veränderungen von Vorschriften dieses Gesetz­
buchs durch die laufende Gesetzgebung nur bis Mitte 
der dreißiger Jahre eingearbeitet wurden. Deshalb ent­
sprachen viele seiner Normen nicht mehr den seit 1938 
erlassenen arbeitsrechtlichen Gesetzesakten. Dadurch 
war das gesamte Arbeitsrecht der Sowjetunion sehr 
unübersichtlich geworden. Es war ein fühlbarer Wider­
spruch zwischen dem wissenschaftlichen Gehalt des 
sowjetischen Arbeitsrechts und seiner zersplitterten, 
schwer zu erfassenden und zu handhabenden Form 
erwachsen, der im Interesse der vollen Durchsetzung 
der aktiven Rolle des Arbeitsrechts bei der Entwick­
lung der sozialistischen Arbeitsverhältnisse durch eine 
neue, umfassende Kodifizierung gelöst werden 
mußte./10/
Das GBA der DDR wurde am 12. April 1961 angenom­
men (GBl. I S. 27). Zu jener Zeit hatten die sozialisti­
schen Produktionsverhältnisse bereits gesiegt. Die dem 
GBA zugrunde liegende Konzeption war schon auf 
eine Gesellschaft ausgerichtet, in der das System des 
Sozialismus verwirklicht werden sollte. So enthielt das 
GBA z. B. kein besonderes Kapitel mehr über die Ge­
staltung der Arbeitsverhältnisse in kapitalistischen 
Betrieben. Es gab lediglich einen kurzen Passus in 
§ 8 Abs. 2 über die grundsätzliche Geltung des Gesetz­
buchs auch für die Arbeitsfechtsverhältnisse mit Werk­
tätigen in Betrieben mit staatlicher Beteiligung, pri­
vaten Berieben einschließlich der Handwerksbetriebe 
sowie zwischen Bürgern über persönliche Dienstleistun­
gen. Das GBA erwies sich als ein wichtiges rechtliches 
Dokument, das die Einführüng des neuen ökonomi­
schen Systems der Planung und Leitung der Volks­
wirtschaft mit gefördert hat.
Die aus dem neuen ökonomischen System selbst wir­
kenden Impulse für die weitere Ausprägung des sozia­
listischen Charakters der Arbeit und der sozialistischen 
Demokratie bei der Planung und Leitung der Betriebe 
führten dann zum Erlaß des Zweiten Gesetzes zur 
Änderung und Ergänzung des GBA vom 23. November 
1966 (GBl. I S. 127)711/ Das erste Änderungs- und 
Ergänzungsgesetz vom 17. April 1963 (GBl. I S. 63) 
hatte die Vorschriften über die Entscheidung von 
Arbeitsstreitigkeiten den Fortschritten in der gesetz­
lichen Gestaltung des Systems der Rechtspflege, ins­
besondere der Eingliederung der bis dahin selbständi­
gen Arbeitsgerichte, angepaßt. Ebenso dienten die 
Änderungen des GBA von 1967 und 1968/12/ vornehm­
lich dazu, die neuerliche Weiterentwicklung der 
Rechtspflege durch die Verfassung, das neue Straf­
gesetzbuch und die neue Strafprozeßordnung— so die 
Entwicklung der Konfliktkommissionen zu gesellschaft­
lichen Gerichten/13/ — im GBA zum Ausdruck zu 
bringen.

/10/ Vgl. W. Atscharkan, „Die Grundlagen der Arbeitsgesetz­
gebung“, Polititscheskoje Samoobrasowanije 1970, Heft 9. S. 
98 ff. (russ.); K. P. Gorschenin, Die Kodifikation der Arbeits­
gesetzgebung, Theoretische Fragen, Moskau 1970, S. 153 (russ.); 
S. A. Iwanow, a. a. O.
/11/ Vgl. Kunz, „Grundlegende Weiterentwicklung des sozialisti­
schen Arbeitsrechts (Zum Zweiten Gesetz zur Änderung und 
Ergänzung des Gesetzbuchs der Arbeit)“, NJ 1967 S. 5 ff.
/12/ Sie erfolgten durch das EG zum StGB und zur StPO der 
DDR vom 12. Januar 1968 (GBl. I S. 79) sowie das Gesetz über 
die gesellschaftlichen Gerichte der DDR — GGG — vom 
11. Juni 1968 (GBl. I S. 229). Das Gesetz zur Änderung gesetz­
licher Bestimmungen vom 26. Mai 1967 (GBl. I S. 89) ergänzte 
nur den § 80 GBA hinsichtlich der Einführung des Mindest­
urlaubs.

/13/ Vgl. Toeplitz, „Fragen der Gesetzlichkeit und Rechtspflege 
in der neuen, sozialistischen Verfassung der DDR“, NJ 1968 

S. 321 ff., sowie Hantsche/Winkler/Gömer, „Neue Bestimmun-
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